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Am 7.5.2025 nahm Lars Klingbeil seine Arbeit als Bundesfinanzminister auf. Standen seine ersten Auftritte im Lichte des sog.

„Investitionsboosters“, was ihm den Titel „Investitionsminister“ einbrachte, folgten nach ernüchternder Bestandsaufnahme

der Finanzen bereits erste Sparappelle. Was in den übrigen Ressorts sicher nicht für Freude gesorgt haben wird. Nachdem

klar ist, dass Einnahmen und Ausgaben in der kommenden Haushaltsführung nicht übereinstimmen und die Sparanstren-

gungen bisher nicht gefruchtet haben, scheint nun das Feld der Einnahmen im Fokus zu stehen. Es stellt sich die Frage,

warum die Ausgabenpositionen unantastbar zu sein scheinen. Im Zusammenhang mit dem Beschluss des Bundeskabinetts,

die Aufbewahrungspflicht für Buchungsbelege bei Banken, Versicherungen und Wertpapierinstituten auf zehn Jahre zu ver-

längern, erklärte er: „Ich habe das klare Ziel, Steuerhinterziehung, Schwarzarbeit, Geldwäsche und somit Finanzkriminalität

insgesamt entschieden zu bekämpfen. Durch die Verlängerung der Aufbewahrungsfristen könnten „groß angelegte Steuer-

hinterziehung wie bei Cum/Cum- und Cum/Ex-Geschäften konsequent verfolgt werden“. Das sorge für mehr Gerechtigkeit

und sichere die Einnahmen des Staates. Die Absenkung der Aufbewahrungsfrist von zehn auf acht Jahre war erst mit dem

sog. „Bürokratieentlastungsgesetz“ von der vorherigen Bundesregierung, mit Beteiligung der SPD, beschlossen worden. Übri-

gens: Für die „restlichen Steuerpflichtigen“ gilt für Buchungsbelege weiterhin die achtjährige Aufbewahrungsfrist mit Aus-

nahme der Banken, Versicherungen und Wertpapierinstitute. Ein Musterbeispiel, das zeigt, warum die Regelungen im Steuer-

recht wohl nie abnehmen werden.

Entscheidungen
BVerfG: Gesetzliche Regelungen zur Min-

destgewinnbesteuerung sind mit dem

Grundgesetz vereinbar

Mit dem am 11.8.2025 veröffentlichtem Be-

schluss hat der Zweite Senat des Bundesverfas-

sungsgerichts entschieden, dass die gesetz-

lichen Regelungen der sogenannten Mindestge-

winnbesteuerung bei der Körperschaftsteuer

und der Gewerbesteuer verfassungsgemäß sind,

soweit Körperschaftsteuersubjekte im Sinne des

§ 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 Körperschaftsteuergesetz

(KStG) beziehungsweise Gesellschaften im Sinne

des § 2 Abs. 2 Satz 1 Gewerbesteuergesetz

(GewStG) betroffen sind.

Das konkrete Normenkontrollverfahren betrifft

die Frage, ob der nach den zu beurteilenden

Vorschriften prozentual beschränkte Abzug

von Verlusten durch Verlustvortrag mit Art. 3

Abs. 1 Grundgesetz (GG) vereinbar ist. Gegen-

stand der Vorlage ist eine besondere Sachver-

haltskonstellation, in der ein vom Bundesfi-

nanzhof so bezeichneter „bilanzsteuerrechtli-

cher ,Umkehreffekt ,“ zu einem erhöhten Ver-

lustvortrag zur Körperschaftsteuer und zu

einem höheren vortragsfähigen Gewerbever-

lust bei einer bilanzierenden Kapitalgesell-

schaft führte, die diese in der Folgezeit nicht

vollständig aufzehren konnte, weil über ihr

Vermögen das Insolvenzverfahren eröffnet

wurde.

Der Senat hat entschieden, dass die Regelungen

zur Mindestgewinnbesteuerung insbesondere

mit dem allgemeinen Gleichheitssatz (Art. 3

Abs. 1 GG) vereinbar sind. Ein Verstoß gegen

den vorliegend maßgeblichen Willkürmaßstab

liegt nicht vor.

BVerfG, Beschluss vom 23.7.2025 –

2 BvL 19/14
(Quelle: PM BVerfG Nr. 71/2025 vom 11.8.2025)

BFH: Vorabentscheidungsersuchen zum Be-

stehen eines unionsrechtlichen Anspruchs

auf einen Steueranrechnungsvortrag im

früheren Körperschaftsteuer-Anrechnungs-

verfahren

Dem Gerichtshof der Europäischen Union wer-

den folgende Rechtsfragen zur Vorabentschei-

dung vorgelegt:

1. Steht Art. 4 Abs. 1 zweiter Gedankenstrich der

Richtlinie 90/435/EWG nationalen Regelungen

entgegen, nach denen Ausschüttungen einer in

einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen

Union ansässigen Tochtergesellschaft bei einer

Verluste erzielenden inländischen Muttergesell-

schaft zu einer Kürzung ihres Verlustvortrags in

Höhe dieser Ausschüttungen führen, die von der

Tochtergesellschaft auf die Ausschüttungen ent-

richteten Steuern jedoch weder im Jahr des Divi-

dendenbezugs noch in dem Jahr, in dem die

Muttergesellschaft die vorgetragenen Verluste

übersteigende Gewinne erzielt, angerechnet

werden?

2. Für den Fall, dass die erste Vorlagefrage zu

bejahen sein sollte: Ergibt sich dann, wenn

ein Mitgliedstaat sich zur Umsetzung der

Richtlinie 90/435/EWG in nationales Recht für

das in Art. 4 Abs. 1 zweiter Gedankenstrich

der Richtlinie 90/435/EWG vorgesehene An-

rechnungssystem entschieden hat und dieser

Mitgliedstaat die Anrechnung deshalb nicht

richtlinienkonform ausgestaltet hat, weil er

eine Steueranrechnung ausschließlich in dem

Jahr des Dividendenbezugs vornimmt, obwohl

eine Besteuerung dieser Dividenden wegen

im nationalen Recht vorgesehener Verlustvor-

tragsmöglichkeiten auch in späteren Veranla-

gungszeiträumen eintreten kann, aus der

Richtlinie ein Direktanspruch auf eine Steuer-

anrechnung in Form eines Anrechnungsvor-

trags?

3. Falls die Richtlinie 90/435/EWG keinen Direkt-

anspruch auf einen Anrechnungsvortrag ge-

währt (Fragen zu 1. und 2.): Ergibt sich ein sol-

cher Anspruch als Folge eines Verstoßes gegen

die Niederlassungsfreiheit (Art. 52 des Vertrags

zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft

i. d. F. des Vertrags von Maastricht bzw. Art. 43

des Vertrags zur Gründung der Europäischen Ge-

meinschaft i. d. F. des Vertrags von Amsterdam,

jetzt Art. 49 des Vertrags über die Arbeitsweise

der Europäischen Union i. d. F. des Vertrags von

Lissabon)?

4. Ergibt sich eine andere Beurteilung der

Fragen zu 1. bis 3. für die Dividenden, die

die Muttergesellschaft nicht unmittelbar

selbst bezogen hat, sondern die ihre eben-

falls ausschließlich Verluste erzielende hun-

dertprozentige Tochtergesellschaft bezogen

hatte (hier: Jahre 1993 bis 1996), bevor diese

unter Übergang auch ihres Verlustvortrags

auf die Muttergesellschaft verschmolzen wor-

den ist?

BFH, EuGH-Vorlage vom 26.3.2025 – I R 6/22
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-1877-1

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Zu den Anforderungen an eine Rech-

nung im Sinne des § 14c Abs. 2 UStG

1. Die Anforderungen an eine Rechnung im

Sinne des § 14c Abs. 2 des Umsatzsteuergeset-

zes (UStG) erfüllt ein Dokument jedenfalls dann,

wenn es den Rechnungsaussteller, den (ver-

meintlichen) Leistungsempfänger, eine Leis-

tungsbeschreibung sowie das Entgelt und Anga-

ben zur gesondert ausgewiesenen Umsatzsteuer

enthält (Bestätigung der Rechtsprechung; s. z. B.

Urteile des Bundesfinanzhofs – BFH – vom

17.02.2011 – V R 39/09, BFHE 233, 94, BStBl II

2011, 734; vom 21.09.2016 – XI R 4/15, BFHE

255, 340, BStBl II 2021, 106).

Prof. Dr. Michael

Stahlschmidt,

Ressortleiter Steuerrecht
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